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Berlin, 17. Juni 04 

Der Ausbildungspakt zwingt die Wirtschaft in 
die Verantwortung 

„Jetzt muss die Wirtschaft zeigen, dass sie wirklich zu 

ihrem Wort steht“, kommentiert der Kreis Pinneberger 

SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. Ernst Dieter Ross-

mann den abgeschlossenen Pakt zwischen Wirtschafts-

verbänden und Regierung über die Schaffung von 

30.000 neuen Ausbildungsplätzen sowie 25.000 Prak-

tikumsplätzen für Jugendliche, die als noch nicht aus-

bildungsfähig gelten. 

Der SPD-Politiker sieht die Wirtschaft in einer hohen 

Verpflichtung, denn die Verbindlichkeit ist durch die Un-

terschrift unter das Abkommen stärker gegeben, als es 

bisher der Fall war. Rossmann: „Zusammen mit der Re-

gierung verpflichtet sich die Wirtschaft darin, gemein-

sam und verbindlich allen ausbildungswilligen und aus-

bildungsfähigen jungen Menschen ein Angebot für ei-

nen Ausbildungsplatz zu unterbreiten.“  
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Aufschluss über die Frage, ob die Wirtschaft sich an ih-

re Zusagen hält und wirklich 30.000 neue Ausbildungs-

plätze bereitstellt, erwartet der Abgeordnete zum Be-

ginn des Ausbildungsjahres am 30.09.04. Spätestens 

nach der Phase der Nachvermittlung am Jahresende 

werde man die Wirksamkeit des Ausbildungspaktes 

zwischen Regierung und Wirtschaftsverbänden beurtei-

len können. Rossmann: „Weitere geplatzte Ausbil-

dungsbündnisse, wie es sie in der Vergangenheit schon 

häufig gab, kann und darf es im Interesse der Jugendli-

chen nicht mehr geben.“ 

Rossmann selbst hätte es bevorzugt, über die im Bun-

destag beschlossene Ausbildungsplatzumlage im Ver-

mittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat zu 

verhandeln und das Gesetz dann endgültig im Bundes-

tag zu verabschieden, um im Falle fehlender Ausbil-

dungsplätze sofort aktionsfähig zu sein. 


